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ANZEIGE

Alessandra Paone

Ursprünglich war Lukas Fisch
Landschaftsgärtner, dann Pöst-
ler.Weil er aber etwas «Sinnstif-
tendes» tunund«einenDienst an
der Gesellschaft» leisten wollte,
beschloss er, auf dem zweiten
Bildungsweg Lehrer zu werden.
2022 schloss er die dreijährige
AusbildunganderPädagogischen
Hochschule ab; seit demSommer
unterrichtet er als Klassenlehrer
an einer Primarschule im Raum
Zürich.Der31-Jährige ist aberbe-
reits derart frustriert, dass ermit
dem Gedanken gespielt hat, den
Lehrerberuf wieder aufzugeben.

«Die Kinder sind der einzige
Grund,weshalb ich noch imKlas-
senzimmer stehe», sagt Fisch,der
eigentlich anders heisst. Weil er
aberwegen seinerAussagenKon-
sequenzen befürchtet,möchte er
lieber anonym bleiben. «Die
Schulgemeinden würden selbst
den letzten Lehrer entlassen, um
ihren Ruf zu retten.»

Er sei vollerTatendrang in den
Beruf eingestiegen, habe aber
bereits nach kurzer Zeit gemerkt,
dass der Unterricht den kleins-
ten Teil des Lehrerberufs aus
mache. Der administrative Auf-
wand sei enorm. «Überhaupt ist
der Beruf total überladen.» Der
Lehrplan etwa stelle sehr hohe
Anforderungen sowohl an die
Lehrkräfte als auch an die Kin-
der. Es sei schwierig, diese wie
vorgegeben umzusetzen.

Fisch bekommt auch den
Lehrkräftemangel stark zu spü-
ren. Die Klasse, die er unterrich-
tet, habe in eineinhalb Jahren be-
reits den fünften Lehrerwechsel
erlebt. «Die Schülerinnen und
Schüler müssen immer wieder
zu einer neuen Person eine Be-
ziehung aufbauen – das ist nicht
einfach», sagt Fisch. Und auch
das Kollegium leide unter den
ständigenWechseln.

Stellensuche im Ausland
Fischs Schilderungen sprechen
dafür, dass sich die Situation an
den Schweizer Schulen seit dem
Aufschrei vor einem Jahr kaum
verändert hat.Viele Lehrerinnen
und Lehrer sind nach wie vor
unzufrieden und überlastet –
und es fehlt immer noch an
qualifizierten Kräften.

Thomas Minder ist Präsident
des Schweizer Schulleiterinnen-
und Schulleiterverbands und
Schulleiter in Eschlikon imThur-
gau. Er sagt: «Es ist schwierig,
gute oder überhaupt Lehrperso-
nen zu finden.» Auf dem Portal

des Verbands Thurgauer Schul-
gemeinden sind knapp drei Mo-
nate vorBeginn des neuen Schul-
jahrs allein auf Primarstufe rund
180 Stellenangebote zu finden.

In anderen Kantonen sieht es
nicht besser aus. In Luzern wa-
ren Anfang Mai auf allen Schul-
stufen 129 Stellenmit einemPen-
sum ab 50 Prozent und 88 Stel-
len mit einem Pensum unter
50 Prozent unbesetzt. «Die Lage
ist in etwa gleich prekär wie im
Vorjahr zur selben Zeit», sagt

RomyVilligervonderDienststelle
Volksschulbildung. Ein grosses
Engagement aller Involvierten
bei der Rekrutierung sei deshalb
unabdingbar.Die Schulleitungen
müssten die Stellen auf mehre-
ren und auch auf unüblichen
Kanälen ausschreiben. Sogar in
Süddeutschland und Vorarlberg
in Österreich werden Stellenin-
serate veröffentlicht.

Zudem werden die Luzerner
Schulen auch für das kommende
Schuljahr auf ungenügend oder

noch nicht ausgebildete Quer-
einsteigende zurückzugreifen.
Auch sollen Lehrpersonenmehr
Lektionen übernehmen als ge-
wünscht und pensionierte Kräfte
wieder unterrichten.

Guerilla-Aktion an der PH
Im Kanton Zürich fehlen auf
sämtlichen Stufen der Volks-
schule 630 Lehrerinnen und Leh-
rer. Das sind zwar 135 weniger
als imVorjahr zur selben Zeit.Der
Fachkräftemangel ist aber nach

wie vor akut. Das führte in den
letzten Monaten zu teilweise
originellen Aktionen der Schul
leitungen. Ende März warb die
Primarschule Stadel mit einer
«Guerilla-Veranstaltung» auf
demCampus der Pädagogischen
Hochschule Zürich Lehrerinnen
und Lehrer an.Die Schule konnte
Anfang Jahr nur mit Mühe und
Not sieben Stellen besetzen. Im
laufenden Schuljahr kündigten
aber wieder fünf Personen.

Die Zürcher Bildungsdirek
tion hat nun die imvergangenen
Sommer ergriffenen Notmass-
nahmen verlängert. Personen

ohne Lehrdiplom sind demnach
weiterhin zugelassen. Letzte
Woche fand im Kemptthaler
The Valley ausserdem die erste
kantonale Stellenmesse für Lehr-
personen statt.

Camp für Quereinsteigende
Im Aargau sind gemäss Stellen-
portal aktuell noch 465 Stellen
offen, und auch in Bern ist von
einer«herausfordernden Stellen-
besetzung» die Rede.Dortwaren
AnfangMai knapp 500 unbefris-
tete Stellen für Lehrpersonen
ausgeschrieben. Der Berner Re-
gierungsrat hat mit den Päda
gogischen Hochschulen neue
Angebote für Personen ohne
Lehrdiplom geschaffen. In den
Sommerferien findet zum Bei-
spiel ein zweiwöchiges Camp
statt, in dem sich die Querein
steigendenmit den grundlegen-
den Fragestellungen des Berufs
vertraut machen können.

DerDachverband der Schwei-
zer Lehrerinnen und Lehrer
(LCH) zeigt sich wenig über-
rascht vom anhaltenden Lehr-
kräftemangel. Zentralpräsiden-
tin DagmarRöslerwollte aufAn-
frage aber nicht sagen, wie die
Gewerkschaft darauf reagieren
wird. Das sei noch nicht spruch-
reif, sagt sie. Seit Jahren fordert
der LCH Massnahmen, um den
Lehrerberuf attraktiver zu ge-
stalten. Er kritisiert, die Kantone

hätten den Schulen immermehr
Aufgaben übertragen, statt das
Problem des Lehrernachwuch-
ses an die Hand zu nehmen.

Dieser Mehraufwand macht
auch Salome Studer zu schaffen.
Die 49-Jährige ist seit 26 Jahren
Lehrerin. Derzeit unterrichtet
sie an der Primarschule Warth-
Weiningen im Kanton Thurgau
die Fächer Englisch, Französisch
und Sport. Ihr Pensum beträgt
60 Prozent – allerdings nur auf
demPapier. Dennmit den vielen
Zusatzaufgaben wie Sitzungen,
Konventen undWeiterbildungen,
die sie meistens in ihrer Freizeit
besuchenmüsse, komme sie auf
ein Pensum von 75 Prozent.

Herausforderung Integration
Es heisse immer, die Zusatzauf-
gaben seien Teil des Berufsauf-
trags und könnten in den Ferien
kompensiertwerden, sagt Studer.
Das sei aber gar nicht möglich,
denn in der unterrichtsfreien
Zeit stünden andereArbeiten an:
Prüfungen korrigieren, Lager
und Schulreisen rekognoszieren,
Standortgespräche vorbereiten,
Klassenlisten schreiben, das
nächste Quartal vorbereiten oder
Material bestellen. «Leider gehen
immernochviele davon aus, dass
wir dreizehn Wochen Ferien
haben.»

Für Salome Studer stellt auch
die Heterogenität der Klassen
ein Problem dar. «Wir unterrich-
ten gleichzeitig kleine Könige,
schwache, hochbegabte, hoch-
sensible, bewegungsfreudige,
Lernziel-angepasste, integrierte
und ukrainische Kinder.Wirwer-
den dieser Vielfalt und diesen
Anforderungennie gerecht», sagt
sie. Dabei würde sie sich wün-
schen, für die Kinder und ihre
Bedürfnissemehr Zeit zu haben.

In den letztenMonatenwurde
viel über die Vor- und Nachteile
der integrativenSchule diskutiert.
Der Ruf nach Kleinklassen wird
schweizweit immer lauter. In
Basel-Stadt fordert eine Initiative
die Einführung von Förderklas-
sen. Die Arbeit mit integrierten
Kindern sei besonders herausfor-
dernd, sagt Studer. Weil sie sich
dauerndmit anderen Lehrperso-
nen, Fachlehrerinnen aus Heil
pädagogik und Logopädie, Fach-
stellen und Eltern absprechen
müsse. Dennoch würden diese
Kinder in vielen Fällen zu wenig
oder falsch gefördert. «Integra
tion kann sehr bereichernd sein
–wirLehrpersonenmüssen aber
die Möglichkeit haben, Stopp zu
sagen,wenn es uns zuvielwird.»

Noch immer fehlen Tausende Lehrkräfte
Anhaltender Personalmangel WenigeWochen vor den Sommerferien ist die Situation an den Schweizer Schulen angespannt.
Der Frust bei den Lehrerinnen und Lehrern ist gross – wie bei Salome Studer, die sich über die unbezahlte Arbeit ärgert.

Salome Studers Pensum beträgt 60 Prozent – dies allerdings nur auf dem Papier. Foto: Urs Jaudas

«Wir werden
dieser Vielfalt
und diesen
Anforderungen
nie gerecht.»
Salome Studer
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Nichts geht, alles steht. EinMann
auf einermächtigenHarleykurvt
an der langen Autokolonne vor-
bei und hält ganz vorn, bei der
Verursacherin des Staus. Frau
Krümel (sie heisst inWirklichkeit
anders) vom Sicherheitsdienst
hält die Hand hoch. Sie stoppt
den Verkehr. Es ist Auffahrts-
donnerstag, kurz vor zwei Uhr.

«Wa isch los?»
«Domat/Emsmuess au chön-

ne schnuufe!»
«Hä?»
Und dann erzählt Frau Krü-

mel, weshalb sie den Verkehr
immer wieder für eine längere
Zeit stoppt, obwohl nichts pas-
siert ist. Hinter ihr stauen sich
die Fahrzeugemehrere Hundert
Meter lang,Autos aus Polen,Hol-
land,Deutschland, aus demAar-
gau, aus Zürich – die halbeWelt
trifft sich an diesemNachmittag
vor dem Kreisel Plarenga am
Dorfrand von Domat/Ems.

Das Staudrehbuch
Die Kurzfassung von Frau Krü-
mels Erklärung: Domat/Ems
liegt auf der Ausweichroute der
überlastetenA13.WennFrauKrü-
mel ihre Arbeit nicht machen
würde, drängte der Verkehr un-
koordiniert ins Dorf, irgendwann
stünde alles still, Domat/Ems
könnte nichtmehr «schnaufen»,
der Verkehr würde kollabieren.
Worauf die Reisenden in die
Quartiere und auf die Feldwege
ausweichen würden. «Ab einem
gewissen Punkt fahren sie über-
all durch», sagt Gemeinderat Da-
nielMeyer, zuständig fürUmwelt
und Sicherheit. Kürzlich sei einer,
so erzählt man sich im Dorf, mit
80 km/h auf einem Feldweg un-
terwegs gewesen. Spinner!

Darum braucht es Frau Krü-
mel. Sie muss nicht nur Domat/
Ems vor demVerkehrschaos ret-
ten, sie hat insgeheim eine zweite

Aufgabe: Google und dieNaviga-
tionssysteme austricksen. Staut
es vorDomat/Ems,wird derWeg
fürAusweicherinnen undZeitop-
timierer unattraktiver. Tatsäch-
lich färbt Google Maps am Don-
nerstag den Streckenabschnitt
beimKreisel Plarenga rot ein.Ob
das aber reicht, um Leute abzu-
schrecken? Gemeinderat Meyer
weiss nicht recht.

Stau auf der Nord-Süd-Achse
folgt meist einem Drehbuch. So
auch an dieser Auffahrt. Erst
stoppt derVerkehr amGotthard,
bis zu zehn Kilometer lang ist
die Kolonne, zwei Stunden be-
trägt die Wartezeit. Die Reisen-
den werden in einem solchen
Moment angewiesen, über die
A13 durch Graubünden und über
den San Bernardino auszuwei-

chen.Worauf bei zu viel Verkehr
auch dort ein Stau entsteht, die
Wartezeit bei Bonaduz beträgt
20 Minuten.

Es ist der Moment, in dem es
fürDörfer auf derAusweichroute
kritisch wird.Wenn der Verkehr
zusammenbricht, ist das einer-
seits gefährlich, weil es die
Durchfahrt von Ambulanz und
Feuerwehr erschwert. Anderer-

seits ärgern sich die Einheimi-
schen, und zwar so stark, dass
manche am liebsten mit Trak-
toren die Autobahnausfahrten
zusperren würden, erzählt Ge-
meinderat Meyer.

Man fand dann andere Lö-
sungen. Seit sich dieVerantwort-
lichenvon Bund,Kanton undGe-
meinden an einem rundenTisch
getroffen haben, spricht man an

Stautagen in Graubünden von
«Triage» und «Dosierung».

In Bonaduzwird zumBeispiel
triagiert. Automobilisten mit ei-
nerNichtbündnerAutonummer,
welche die Autobahn verlassen,
werden zurückgeschickt. Mit
Erfolg. In Rhäzüns und Bonaduz
schwärmt man von der neuen
Lebensqualität an Feiertagen.
Zum Vergleich: Im Urnerland
sperrt man ab einer Staulänge
von vier Kilometern die Auto-
bahneinfahrten Wassen und
Göschenen.

Der Busmuss durch
In Domat/Ems wiederum wird
dosiert. Im Verkehrskonzept
steht: 120 Sekunden stoppen.
40 Sekunden fahren lassen. Frau
Krümel versucht, das einzuhal-
ten, das ist aber nicht ganz ein-
fach. Manchmal stauen sich die
Autos bis zum 800 Meter ent-
fernten Kreisel, dann muss sie
denVerkehr laufen lassen. Eben-
so, wenn sich ein Bus nähert.

Das Fazit vonDomat/Ems fällt
zwiespältig aus. «Wir sind nicht
ganz glücklich», sagt Gemeinde-
rat DanielMeyer.Gut sei, dass der
Stau aus dem Dorf verschwun-
den sei. Weniger überzeugt ihn,
dass die Einheimischen nun
ebenfalls im Stau stehen. Er
fordert für sein Dorf ebenfalls
eine Triage. Ihm sei aber vom
Kanton beschiedenworden, dass
dies nicht möglich sei.

Darum dosiert Frau Krümel
an Feiertagenweiterhin denVer-
kehr. Arm hoch.Arm runter. Im-
mer wieder. Sie und ihre Kolle-
gen werden das wohl noch eine
ganzeWeilemachen.Man hat die
Dosierung auch schon mit Am-
peln versucht.Aber das hat nicht
funktioniert. Irgendwann fahren
die Menschen einfach durch.

Christian Zürcher

Siemachen Stau, um das Dorf zu schützen
Ausweichrouten Die Gemeinde Domat/Ems kämpft mit unorthodoxen Mitteln gegen die Verkehrsüberlastung besonders an Feiertagen.

Markus Brotschi

Eine zweitägige Session zumCS-
Deal, eine dreitägige Sonderses-
sion im Mai, die Frühlings- und
Sommersession plus Kommis-
sionssitzungen: Allein von März
bis Juni kommen die National-
ratsmitglieder auf 35 bis 40 Sit-
zungstage, die Vorbereitungszeit
nicht einberechnet.Dennochhält
die Schweiz das Prinzip des Mi-
lizparlaments hoch: Die Mitglie-
der von National- und Ständerat
sollen einem Beruf nachgehen.

Allerdings können so viele ihr
politischesMandat nur ausüben,
weil sie von Interessenverbänden
bei ihrerParlamentsarbeit unter-
stütztwerden,weil Umwelt- und
Wirtschaftsverbände sowie Ge-
werkschaften sie mit Argumen-
tarien und Gesetzesvorschlägen
beliefern.Andere haben einBack-
office in einer Anwaltskanzlei
oder sind Unternehmer und set-
zen jemanden aus der eigenen
Firma zu ihrerUnterstützung ein.

«Viele Ratsmitglieder laufen
zurzeit am Anschlag», sagt eine
GLP-Nationalrätin. Mit ihrer Er-
werbsarbeit komme sie auf eine
80- bis 90-Stunden-Woche. «Ich
brauche für meine Ratsarbeit

dringend mehr logistische und
organisatorischeUnterstützung.»

Sie ist nicht die Einzige, die
so denkt. Deswegen fordert nun
eineGruppevonParlamentariern
Hilfe ein. ZurDebatte stehen zwei
Varianten: Die Parlamentsdienste
stellen denParlamentariern feste
persönliche Mitarbeitende zur
Verfügung, deren Lohnkosten
und Infrastruktur vom Bund
bezahltwerden.Oderderheutige
Pauschalbetragvon 33’000 Fran-
ken für eine Assistenz soll nam-
haft erhöht werden.

Abhängig von Verwaltung
Ratsmitglieder erhalten neben
demPauschalbetrag26’000Fran-
ken Grundlohn, rund 43’000 bis
48’000 Franken Sitzungsgelder
sowie 10’000 bis 20’000 Franken
Spesenentschädigungen und ein
GA der 1. Klasse. «Davon bleiben
mir nach Abzug all meiner Auf-
wendungen für meine politische
Arbeit und des Beitrages an mei-
ne Partei rund 20’000 Franken»,
sagt die GLP-Nationalrätin. Dass
sie einerErwerbsarbeit nachgehe,
sei deshalb zwingend. Sie will
nichtmitNamengenanntwerden,
weil sie weiterhin mit wichtigen
Entscheidungsträgern aus der

Wirtschaft auf Augenhöhe reden
wolle. «Wenn diewissen,was ich
als Nationalrätin verdiene, neh-
mendiemich kaummehrernst.»
Die Entschädigung der Parla-
mentsarbeit sage auchetwasüber
derenWertschätzung aus.«Wenn
ich die Situation mit ausländi-
schen Parlamenten vergleiche,
kommt mir das Schweizer Parla-
ment wie ein Abnickerparlament
aus den 50er-Jahren vor.»

GLP-Fraktionschefin Tiana
MoserhatVerständnis fürdie Kri-
tik. «Das Milizparlament ist den
komplexenAufgaben kaummehr
gewachsen.» Bei anspruchsvol-
len Reformenwie jenerder zwei-
ten Säule (BVG), bei Steuervor-
lagen oder in der Energiepolitik
seien die Räte stark von der
Bundesverwaltung abhängig, die
diemeisten Gesetzesgrundlagen

ausarbeite. In Krisensituationen
sei die Abhängigkeit noch grös-
ser. «Notverordnungen, wie sie
während der Pandemie oder bei
der CS-Krise verfasst wurden,
kann das Parlament schlicht
nicht selbst verfassen.»

Moser gehört einer Subkom-
missiondesNationalratsbüros an,
die Vorschläge zur besseren Ver-
einbarkeit desMandatsmit Beruf
undFamilie ausarbeitete.Geprüft
wurden zahlreiche Ideen, darun-
ter eine Kinderkrippe oder eine
Stellvertreterregelung, die in
erster Linie Ratsmitglieder mit
Kindern entlasten sollte. Übrig
blieb der Vorschlag, Parlamen-
tarier stärker durch persönliche
Mitarbeitende zu unterstützen.
Zudem sollen die Ratsmitglieder
in der zweiten Säule versichert
werden. Heute erhalten sie einen
jährlichen Vorsorgebeitrag von
rund 14’000Franken, jedochohne
Anschluss an einePensionskasse.

Die heutigen 33’000 Franken
reichten kaum,umeinenpersön-
lichen Mitarbeiter zu bezahlen,
sagen viele Parlamentarier. SP-
Nationalrätin EdithGraf-Litscher
beschäftigt sich schwergewichtig
mit Umwelt-, Energie- und Ver-
kehrspolitik und zusätzlich mit

Sicherheitspolitik. Eine wissen-
schaftliche Mitarbeiterin zu fin-
den,die sich in all diesenDossiers
genügend auskenne, sei kaum
möglich, sagt Graf-Litscher, die
wieMoser in derSubkommission
mitgearbeitet hat. Kommt dazu,
dass mit der Pauschale auch der
SachaufwandderMitarbeitenden
bezahlt werden muss. «Der heu-
tigeBeitrag reicht gerademal,um
jemanden zur Erledigung der
Post zu beschäftigen.»

Wie hoch die künftige Ent-
schädigung sein soll,wurde inder
Subkommission nicht festgelegt.
Das Büro des Nationalrats hat
nundie StaatspolitischeKommis-
sion damit betraut, eine konkrete
Vorlage auszuarbeiten.

SVP drohtmit Referendum
Klar ist allerdings, dass eine
solcheReformetwas kostet.Tiana
Moserkönnte sichvorstellen,dass
pro Parlamentarier künftig ein
persönlicher Mitarbeitender fi-
nanziert wird. Eine andere Mög-
lichkeitwäre, die zusätzlicheUn-
terstützung vom individuellen
Bedarf abhängig zumachen.Mit-
te-Nationalrat Benjamin Roduit,
Präsident der Subkommission,
denkt an einen Beitrag für Parla-

mentarierinnen und Parlamen-
tariermit Kindern inAusbildung
sowie für solche, die Angehörige
betreuen.Damitwürde demUm-
stand Rechnung getragen, dass
die Betreuung von Kindern oder
Angehörigen eine zusätzliche
Berufstätigkeit nebendemParla-
mentsmandat erschwert.Profitie-
ren könnten dann jene 73 Rats-
mitglieder, die für 144 Kinder
Familienzulagen beziehen.

Die zusätzlicheUnterstützung
stösst vor allem bei der SVP auf
Widerstand. Falls das Parlament
eineErhöhungderEntschädigung
für persönliche Mitarbeitende
beschliesse, werde die Partei das
Referendum prüfen, sagt Frak-
tionschefThomasAeschi.Die SVP
wehre sich dagegen, dass das
Milizparlament immermehrzum
Berufsparlamentwerde.

Moserhat fürdiesesArgument
keinVerständnis.PersönlicheMit-
arbeiter stärkten das Parlament
unddamit die demokratische Le-
gitimationderGesetzgebung.Wer
gegen persönlicheMitarbeitende
sei,verstärkenurdenEinfluss der
VerwaltungoderderVerbände im
Parlament: «Eine Entlastung der
Parlamentarier ist eine Stärkung
des Milizparlaments.»

Mehr Geld für persönlicheMitarbeiter gefordert
Überlastete Parlamentsmitglieder Politikerinnen und Politiker fühlen sich in Bern von der Themenflut überfordert und verlangen
deshalb Unterstützung. Die SVP kritisiert, das sei ein Schritt vomMiliz- hin zum Berufsparlament.

Tiana Moser (GLP) und Benjamin
Roduit (Mitte). Fotos: Keystone

«Frau Krümel» vom Sicherheitsdienst stoppt den Verkehr vor Domat/Ems GR, um zu verhindern, dass im Dorf Chaos herrscht. Foto: Christian Zürcher


